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Dr. Gerd Landsberg 

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die 

Interessen der Kommunalen 

Selbstverwaltung der Städte und 

Gemeinden in Deutschland und 

Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 

11.000 Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

•  Bayerischer Gemeindetag  

•  Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

•  Gemeinde- und Städtebund Thüringen  

•  Gemeindetag Baden-Württemberg  

•  Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

•  Hessischer Städtetag  

•  Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

•  Niedersächsischer Städtetag  

•  Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

•  Sächsischer Städte- und Gemeindetag  

•  Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

•  Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

•  Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

•  Städte- und Gemeindebund 

Sachsen-Anhalt  

•  Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

•  Städtebund Schleswig-Holstein  

•  Städtetag Rheinland-Pfalz 

 

Kultur vor Ort: 
 

- Standortvorteil und Impulsgeber  

- Identitäts- und Wirtschaftsfaktor 

 

Kunst und Kultur bereichern das Le-
ben unabhängig von Alter, Herkunft 
oder Wohnort. Sie leisten einen Bei-
trag zu gesellschaftlichem Zusam-
menhalt, bieten Orte der Begegnung 
und des Austauschs zwischen den 
Generationen ebenso wie zwischen 
verschiedenen gesellschaftlichen 
Gruppen. Kultur bietet so eine geis-
tige Heimat, stiftet Identität, schafft 
Gemeinschaft und prägt damit das 
gesellschaftliche Zusammenleben. 
Kulturelle Bildung leistet einen Bei-
trag zur Demokratieförderung. Alles 
dies sind Gründe, warum die Städte 
und Gemeinden die vielfältigen kul-
turellen Angebote vor Ort schaffen, 
erhalten und unterstützen sollten. 
Unbeschadet der Einordnung der 
Kultur als freiwillige Selbstverwal-
tungsaufgabe stehen die Städte und 
Gemeinden in der Pflicht, Kulturan-
gebote als fester Bestandteil der 
kommunalen Daseinsvorsorge zu 
fördern.  
 
Für die Städte und Gemeinden sind 
ein attraktives Kulturleben (z.B. Bibli-
otheken, Musikschulen, Theater, 
Museen, Konzerte und Kinos) sowie 
vielfältige Möglichkeiten zur Teil-
nahme an Kunst- und Kulturangebo-
ten deshalb von besonderer Bedeu-
tung, unabhängig, ob in einer Groß-
stadt, einem Mittelzentrum oder auf 
dem Dorf. Der aktiven Teilhabe und 
Mitgestaltung aller Bürger*innen an 

den Kulturangeboten kommt beson-
dere Bedeutung zu.  
 

Digitalisierungsschub zur 
Angebotserweiterung nutzen 

 
Unstreitig sind von den Folgen der 
Corona-Pandemie Kultureinrichtun-
gen und die Kulturschaffenden in 
großem Maße betroffen. Das Pro-
gramm NEUSTART KULTUR des Bun-
des und die Länderprogramme sind 
wichtige Hilfen und sollten fortge-
führt werden. Die Corona bedingten 
Einschränkungen haben aber auch zu 
einem Innovationsschub in der Kul-
tur geführt, insbesondere im Bereich 
der Digitalisierung. Dieser Schub 
sollte für die Zeit nach der Krise für 
die Weiterentwicklung kultureller 
Angebote genutzt werden, auch um 
neue Publikumsgruppen zu gewin-
nen.  
 

Finanzielle Ausstattung sichern 
 
Den Kommunen kommt in der Kul-
turförderung eine herausragende 
Bedeutung zu. Rund 45 Prozent der 
öffentlichen Ausgaben für die Kultur 
werden von den Kommunen aufge-
wendet. Die Haushaltslage der Kom-
munen bleibt deshalb nicht ohne 
Auswirkungen auf die Förderung der 
örtlichen Kulturangebote. Finanzielle 
Einschnitte gefährden nicht nur die 
Existenz von Kulturzentren,  

ST ATEMENT  ZU R KULTURPOLITIK  DER AU TO R  
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Theatern oder Museen, sondern 
insbesondere die notwendigen Ein-
richtungen der kulturellen Bildung 
wie Musikschulen, Volkshochschu-
len oder Bibliotheken.  
 
Haushaltsnotlagen können aller-
dings manchmal auch als Chance 
begriffen werden, die Strukturen 
der Kulturangebote vor Ort kritisch 
zu hinterfragen und Synergieef-
fekte durch stärkere Kooperation 
und Zusammenarbeit von Kultur-
einrichtungen zu nutzen.  
 
Das Wesen der kommunalen Kul-
turpolitik liegt in der Freiwilligkeit 
der Aufgabe, da nur so die notwen-
dige Vielfalt erhalten bleibt. Wel-
che kulturelle Infrastruktur vorge-
halten wird, liegt in der Entschei-
dungsfreiheit jeder Stadt oder Ge-
meinde im Rahmen ihres Selbst-
verwaltungsrechts und ihrer finan-
ziellen Möglichkeiten. Die kulturel-
len Angebote und Einrichtungen 
weisen so immer einen Bezug auf 

die besonderen Bedingungen vor 
Ort auf. Der Zugang zu kulturellen 
Angeboten und die notwendige 
Infrastruktur sind auf der anderen 
Seite ein unverzichtbarer Bestand-
teil der kommunalen Daseinsvor-
sorge.  
 

Interkommunale Kooperation 
 
Es bleibt den Städten und Gemein-
den unbenommen, im Rahmen der 
interkommunalen Zusammenar-
beit und durch Kooperation in den 
Regionen ein kulturelles Angebot 
zu entwickeln. So können Theater 
oder Museen von regionaler Be-
deutung gemeinsam betrieben 
werden und so ein attraktives Kul-
turprofil in der Region erhalten 
bleiben. 
 

Erfolgsmodell „Kooperativer  
Kulturföderalismus“ bewahren 

 
Kunst- und Kulturförderung wird 
heute zu Recht als gemeinsame 

Aufgabe von Bund, Ländern und 
Kommunen begriffen. Dieser ko-
operative Kulturföderalismus in 
Deutschland hat sich bewährt und 
sollte weder in die eine, noch in die 
andere Richtung in Frage gestellt 
werden. Zwischenzeitlich haben 
sich kulturpolitische Spitzenge-
spräche zwischen Bund, Ländern 
und kommunalen Spitzenverbän-
den etabliert. Das Format sollte 
noch stärker dazu genutzt werden, 
gemeinsame inhaltliche Linien zu 
entwickeln und diese in die kultur-
politische Praxis umzusetzen. Ein 
weiteres Beispiel für den funktio-
nierenden Kulturföderalismus ist 
die im März 2002 gegründeten Kul-
turstiftung des Bundes. Auch hier 
waren die kommunalen Spitzen-
verbände von Anfang an mit Sitz 
und Stimme vertreten. Die Stiftung 
hat seit ihrem Bestehen viele inno-
vative Projekte in den Kommunen 
angeschoben, seien es die Pro-
gramme „Kulturagenten“ oder „Je-
dem Kind ein Instrument“, die Stär-
kung der Vermittlungsarbeit in Mu-
seen oder aktuell ein Projekt zur 
Stärkung der Stadtbibliotheken 
und das Programm „TRAFO – Mo-
delle für Kultur im Wandel“, dass 
sich gezielt an ländliche Regionen 
und kleinere Gemeinden mit ihrem 
Kulturangebot richtet. Diese Aus-
richtung könnte und sollte noch 
verstärkt werden.  
 

Vielfalt in der Städte und  
in der Region sicherstellen 

 
Kulturelle Vielfalt ist ein besonde-
res Kennzeichen Deutschlands. In 
den Städten und Gemeinden wird 
die „Kultur für alle“ und die „Kultur 
von allen“ gefördert. „Hochkultur“ 
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und „Breitenkultur“ sind keine Ge-
gensätze, sondern stehen nebenei-
nander und ergänzen sich. Kultu-
relle Leuchttürme stehen neben 
vielen kleinen Kultureinrichtungen.  
Die Kulturangebote reichen von 
den Opernhäusern und Theatern 
sowie Museen mit überregionaler 
Bedeutung bis zu den Heimatmu-
seen und -theatern, soziokulturel-
len Einrichtungen, Bibliotheken, 
Musikschulen, Volkshochschulen 
oder Jugendkunstschulen, Heimat- 
und Kulturvereinen, Laienchören, 
Orchestern, Spielmannszügen oder 
Theatergruppen. In ländlichen Räu-
men kommt der Soziokultur eine 
besondere Rolle zu. Durch Mu-
sikevents, Skulpturenparks oder 
Theaterprojekte können auch klei-
nere Städte und Gemeinden ein 
überregionales kulturelles Profil 
bilden. In Städten und Gemeinden 
findet man Künstlerkolonien oder 
Kommunen werden explizit zum 
Künstlerdorf. 
 

Kulturangebote als Aufgabe 
gleichwertiger Lebensverhältnisse 
 
Nicht zuletzt durch die finanzielle 
Förderung von Bund und Ländern 
findet sich ein Großteil der Kultur-
einrichtungen in den größeren 
Städten. Die Kultur „auf dem 
Lande“ oder in den Klein- und Mit-
telstädten steht oft im Abseits des 
kulturpolitischen Diskurses. Dies 
widerspricht dem Gebot der 
Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse. Die Förderung darf sich 
deshalb nicht auf großstädtische 
Leuchtturmprojekte, die teilweise 
hoch subventioniert sind, konzent-
rieren. Es gilt die kulturelle Vielfalt 
und damit die Breite des Angebots 
in den Städten und Gemeinden zu 

fördern. Förderprogramme müs-
sen auch für ländliche Gebietskulis-
sen ausreichend zur Verfügung ste-
hen.  
 

Dritte Orte und soziokulturelle 
Zentren – Häuser für Kultur und 

Begegnung schaffen 
 
In ländlichen und/oder struktur- 
schwachen Räumen sind die Her-
ausforderungen für Kulturange-
bote bzw. -einrichtungen beson-
ders groß. Vor diesem Hintergrund 
sind Förderprogramme sinnvoll, 
die die Entwicklung und Umset-
zung neuer Konzepte für die kultu-
relle Infrastruktur in ländlichen Re-
gionen fördern. So können Testla-
bore entstehen, in denen partizipa-
tive Ideen für einen Dritten Ort als 
zentraler Kultur-Knotenpunkt er-
probt werden oder Bürger*innen 
ein leerstehendes Gebäude zu ei-
nem lebendigen Kultur- und Be-
gegnungsort entwickeln mit Platz 
für eine Bücherei, Kinovorstellun-
gen, Kulturveranstaltungen und ei-
nem Café. Soziokulturelle Zentren 
können ein wesentlicher Baustein 
der kulturellen Angebote in ländli-
chen Räumen und bei der Gestal-
tung der Dritten Orte sein. Sie die-
nen nicht der reinen „Kon-
sumtion“, sondern ermöglichen 
eine aktive Teilhabe. Die Künst-
lerstadt Kalbe in Sachsen-Anhalt 
belebt künstlerisch und kulturell 
leerstehende Immobilien und ist so 
ein gutes Beispiel, Leerständen in 
den Städten zu begegnen.  
 

Kultur lebt Diversität 
 
Die Kulturpolitik vor Ort muss die 
Heterogenität der Stadtgesell-
schaft in religiöser, ethnischer und 

sozialer Hinsicht berücksichtigen. 
Dazu gehören insbesondere inter-
kulturelle Kulturangebote mit dem 
Ziel des Kennenlernens, Verste-
hens und Respektieren unter-
schiedlicher Kulturen. Kulturelle 
Vielfalt ist eine Bereicherung für 
das örtliche Kulturleben und muss 
weiter gefördert werden. Kunst 
und Kultur kann so auch einen 
wichtigen Beitrag zur Integration 
und Inklusion leisten.  
 
Die im Grundgesetz verankerte 
Kunstfreiheit beinhaltet die Zweck-
freiheit von Kunst, also Freiräume 
für künstlerisch-kreative Entfal-
tung. Kommunale Kulturförderung 
mit dem Einsatz öffentlicher Haus-
haltsmittel kann nicht ohne Rück-
sicht auf das Interesse der Bür-
ger*innen und bestimmte Zweck-
bestimmungen auskommen, 
gleichwohl gilt es auch, die künstle-
rische Freiheit zu gewährleisten. 
Diese findet ihre Grenzen in den 
Grundlagen des Rechtsstaates wie 
der Gleichstellung der Geschlech-
ter, der Religionsfreiheit und dem 
Minderheitenschutz.  

 

Kulturplanung als Teil der  

integrierten Sozialraumplanung 

 
Kultur benötigt zielgerichtete Un-
terstützung durch die Städte und 
Gemeinden. Kulturplanung ist ein 
notwendiges strategisches Instru-
ment für Kommunen und trägt 
dazu bei, den Stellenwert der Kul-
tur zu heben. Diese sollte aber 
nicht isoliert erfolgen, sondern Teil 
einer integrierten Sozialraumpla-
nung sein. Ziel muss es sein, dass 
Kommunen im Dialog mit den Kul-
turschaffenden und mit den Bür-
ger*innen strategische Ziele für die 
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Kulturpolitik definieren und Maß-
nahmen entwickeln, um Kunst und 
Kultur in ihrem Ort oder ihrer Re-
gion fit für die Zukunft zu machen. 
Wichtig ist, dass vor Ort Ansprech-
partner*innen für die Gestaltung 
von Kunst und Kultur zur Verfü-
gung stehen.  
 

Kulturpolitik  
gemeinsam gestalten 

 
Kulturelle Einrichtungen und Ange-
bote müssen und sollen nicht im-
mer ausschließlich von den Kom-
munen angeboten und finanziert 
werden. Im kulturellen Leben einer 
Stadt und Gemeinde spielen nicht 
nur die kommunalen Kultureinrich-
tungen eine wichtige Rolle, son-
dern auch die kulturellen Angebote 
der Vereine und Gruppen bis zu 
einzelnen Künstlern oder Künstler-
gruppen. Es sollten die Möglichkei-
ten der Vernetzung genutzt wer-
den, um ein attraktives kulturelles 
Angebot zu erhalten. So gibt es Bei-
spiele, dass Staatstheater mit ei-
nem freien Ensemble und Einwoh-
nern einer kleineren Stadt ein ge-
meinsames Theaterprojekt initiiert 
und erfolgreich aufgeführt haben.  
 
Kultureinrichtungen und Kultur-
schaffende profitieren in hohem 
Maße von den Vernetzungsmög-
lichkeiten, die gerade die über-
schaubaren Strukturen in kleinen 
und mittleren Städten und Ge-
meinden bieten. Dies beginnt bei 
der synergetischen Nutzung vor-
handener Ressourcen, zum Bei-
spiel bei Räumlichkeiten, setzt sich 
fort bei wechselseitigen Unterstüt-
zungsleistungen bis hin zu gemein-
sam organisierten Events und Ver-
anstaltungen. Dabei geht es nicht 

nur um die Vernetzung des Kultur-
betriebes untereinander, sondern 
auch um Verbindungen beispiels-
weise mit dem örtlichen Einzelhan-
del, mit dem Handwerk, der frei-
willigen Feuerwehr oder Hilfsein-
richtungen, mit Jugendeinrichtun-
gen, Kirchengruppen oder mit 
Sportvereinen. Aus der Zusam-
menarbeit und gegenseitigen Un-
terstützung erwachsen viele Mög-
lichkeiten, Vorhaben zu realisieren, 
welche die Kraft einzelner Perso-
nen oder Institutionen bei weitem 
übersteigen würden. 
 

Bürgerschaftliches Engagement 
nutzen – Soziokultur und  

Kulturvereine stärken 

 
Kulturarbeit in Städten und Ge-
meinden wird von der Unterstüt-
zung durch bürgerschaftliches En-
gagement geprägt. Engagierte Ein-
wohner und Vereine sind keine Lü-
ckenbüßer für eine unzureichende 
kommunale Kulturförderung, son-
dern Mitgestalter und Partner ei-
ner lebendigen lokalen und regio-
nalen Kulturlandschaft. Rund 
17.000 Kulturfördervereine unter-
stützen bundesweit z.B. Museen, 
Bibliotheken, Theater. 86 % dieser 
Vereine sind rein ehrenamtlich or-
ganisiert. Sie sind soziale Orte, stif-
ten Gemeinschaft und sorgen für 
gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
In den Vereinen steckt großes Po-
tential für qualitatives Engage-
ment, um das kulturelle Leben zu 
stärken und gemeinschaftlich wei-
terzuentwickeln und sollte von den 
Kommunen unterstützt werden. 
Ein weiteres Beispiel ist das Projekt 
„Neue Auftraggeber“. Neue Auf-
traggeber sind Menschen, die et-

was verändern wollen und Künst-
ler*innen vor Ort damit beauftra-
gen, Kunstwerke zu entwickeln, die 
in ihrer Stadt oder ihrem Dorf Ant-
worten auf drängende Fragen ge-
ben. Die Gesellschaft der Neuen 
Auftraggeber schafft den Rahmen 
dafür und unterstützt bei der Be-
auftragung, Finanzierung und Aus-
führung der Projekte. 
 
Kulturarbeit kann auch durch Un-
ternehmen in Form von Public-Pri-
vate-Partnership unterstützt wer-
den. Sponsoring sollte in der Kul-
turarbeit kein Tabu sein. Auch kann 
die Gründung einer Kulturstiftung 
vor Ort angeregt werden.  
 

Sichtbarkeit durch  
digitale Transformation erhöhen 

 
Die Digitalisierung ist eine Chance 
und besondere Herausforderung 
für die kommunale Kulturpolitik. 
So nutzen z. B. Bibliotheken den 
Einsatz von eBooks, Volkshoch-
schulen eLearning-Angeboten, 
Musikschulen die Entwicklung von 
Lern-/Music-Apps, Museen die Di-
gitalisierung und Langzeitspeiche-
rung von Kulturgut. Theater und 
soziokulturelle Zentren schließlich 
greifen das Thema im Rahmen der 
künstlerischen und kulturellen Ar-
beit auf. Über Kulturplattformen 
können Kulturangebote einem grö-
ßeren Publikum bekannt gemacht 
werden und so den Zugang verbrei-
tern. 
 

Kinos notfalls  

kommunal betreiben 
 
Kinos sind ein niedrigschwelliges 
Kulturangebot für alle Bevölke-
rungsschichten und Altersklassen 
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und sind ein wichtiger Teil der kul-
turellen Daseinsvorsorge vor Ort. 
Kinos können ein sozialer Ort sein, 
in denen das „Zeigen“ von Filmen 
zur Diskussion gesellschaftlicher 
Fragen genutzt werden kann. Eine 
gute und vielfältige Programmaus-
wahl ist hierfür Voraussetzung. 60 
Prozent der Klein- und Mittelstädte 
haben kommunale Kinos. Sie be-
treiben dies z.B. in einem Bürger-
zentrum mit einem vollständig aus-
gerüsteten Kinosaal unterstützt 
durch das Engagement ehrenamtli-
cher Kinokräfte. Andere Kommu-
nen verwandeln das städtische 
Theater an bestimmten Tagen in 
einen Kinosaal mit ausgesuchtem 
Programm.  
 

Bibliotheken als öffentlich  
zugänglichen Lern- und Begeg-

nungsorte erhalten und anpassen 
 
Bibliotheken haben die Aufgabe, 
freien Zugang zu Information, Bil-
dung und Kultur zu gewährleisten 
und Angebote der Kulturellen Bil-
dung zu vermitteln. Lesen gilt als 
Schlüsselkompetenz der Wissens-
gesellschaft. Einen wichtigen Bei-
trag dazu leisten die Bibliotheken, 
welche die Leseförderung und Lite-
raturvermittlung zu ihren Kernauf-
gaben zählen. Die Bedeutung die-
ser Aufgabe wächst umso mehr, als 
sich die Lesekompetenz der deut-
schen Grundschülerinnen und -
schüler erheblich verschlechtert 
hat. Daher sollte eine systemati-
sche Vernetzung von Bibliotheken 
mit Schulen und Kitas angestrebt 
werden. Bibliotheken spielen eine 
immer wichtigere Rolle für die ge-
sellschaftlichen Veränderungen 
durch die Digitalisierung und ent-
wickeln sich zu Coworking Spaces. 

Sie sind schließlich Orte der inter-
kulturellen Begegnung. Das Verbot 
der Sonntagsöffnung sollte auf-
grund der vielfältigen Aufgaben 
der Bibliotheken dringen aufgeho-
ben werden.  
 

Graffiti als Kunstform fördern 
 
Für viele Hauseigentümer sind 
„Graffiti“ ärgerlich und eine teure 
Sachbeschädigung. Doch echtes 
Graffiti ist eine anerkannte Kunst-
form und wird auf dem Kunstmarkt 
hoch angesehen. Städte und Ge-
meinden sollten legale Sprühflä-
chen schaffen, um den Schmiere-
reien und Sachbeschädigungen 
entgegenzuwirken. In den Jugend-
zentren und anderen Jugendein-
richtungen sollten Graffiti-Work-
shops abgehalten werden, bei de-
nen thematisiert wird, wo im 
Stadtgebiet sprayen möglich und 
erlaubt ist. Aktuell geht der Trend 
zur sogenannten „Street Art“ – Pa-
pierbildern, die lediglich angekleis-
tert werden.  
 

Kulturelle Bildung stärken 
 
Kulturelle Bildung ist eine tragende 
Säule der Kulturentwicklungspla-
nung der Städte und Gemeinden. 
Grundsätzlich umfassen die Ange-
bote der kulturellen Bildung alle Al-
tersgruppen, besonderes Augen-
merk wird auf die Kinder und Ju-
gendlichen gelegt. Eine frühzeitige 
und umfassende Vermittlung von 
kultureller Bildung insbesondere in 
den Kindergärten und Schulen, ist 
zwingend notwendig. Im Rahmen 
des Ausbaus der Ganztagsschulen 
und der kommunalen Bildungs-
landschaften wird in vielen Kom-
munen ein Netzwerk zwischen 

Schulen und Kultureinrichtungen 
geknüpft, damit den Kindern und 
Jugendlichen schon während der 
Schulzeit Austausch und Begeg-
nung mit den Akteuren der Kultur 
möglich wird. Hierdurch könnten 
auch Kinder und Jugendliche aus 
nicht kulturaffinen Milieus erreicht 
und niedrigschwellig an kulturelle 
Bildungsangebote herangeführt 
werden. In den Städten und Ge-
meinden sind deshalb Bibliothe-
ken, Archive, Museen, aber auch 
Musikschulen, Theater, soziokultu-
relle Zentren oder Sportvereine Bil-
dungspartner der Schulen gewor-
den. So unterstützen Bibliotheken 
die Schülerinnen und Schüler bei 
der Lesemotivation, führen Lese-
wettbewerbe durch und bilden Le-
sepaten aus. Es werden Schulpro-
jekte zu historischen Themen oder 
Geschichtswettbewerbe organi-
siert, die Zusammenarbeit mit Mu-
sikschulen gestaltet Möglichkeiten, 
Schülerinnen und Schülern die ge-
samte Palette der musikalischen 
Ausdrucksformen nahezubringen 
oder Musicals oder Tanztheater 
einzustudieren. So können Schulen 
auch Eckfeiler des kommunalen 
kulturellen Lebens sein.  
 
Museen müssen sich für die kultu-
relle Bildung öffnen und sollten un-
ter dem Stichwort „Lernort Mu-
seum“ Kooperationsprojekt mit 
den Schulen vor Ort und in der Re-
gion entwickeln. Die Museen soll-
ten dabei ihre Angebote stärker im 
Alltag der Kinder und Jugendlichen 
als ihr Publikum von morgen veror-
ten.  
 
Mit dem Programm „Kultur macht 
stark“ und weiteren Initiativen, wie 
zum Beispiel den „Kulturagenten“ 
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der Bundeskulturstiftung, können 
Entwicklungen angeschoben wer-
den. Kritisch ist anzumerken, dass 
Bundes- und Länderprogramme 
sowie kommunale Maßnahmen 
häufig nicht genügend abgestimmt 
und koordiniert sind. Darüber hin-
aus sind die Bundesprogramme in 
der Regel zeitlich befristet und 
trotz vielfach positiver Wirkungen 
nicht nachhaltig, weil weder die 
Länder noch die Kommunen zu ei-
ner dauerhaften Weiterfinanzie-
rung in der Lage sind.  
 

Hürden abbauen,  
kulturelle Teilhabe fördern 

 
Ein zentrales Anliegen der kommu-
nalen Kulturpolitik ist es, Hürden 
beim Zugang zu Kultureinrichtun-
gen abzubauen und damit eine grö-
ßere gesellschaftliche Teilhabe an 
den durch Kultur vermittelten Fra-
gestellungen, Themen und Inhal-
ten zu ermöglichen. In der Praxis 
gibt es eine Vielzahl von Modellen 
und Regelungen, zum Beispiel 
freier Eintritt in Museen regelmä-
ßig an bestimmten Tagen, für be-
stimmte Gruppen oder zu be-
stimmten Anlässen. Dabei gilt 
grundsätzlich, dass Barrieren, die 
einem Besuch von Kultureinrich-
tungen entgegenstehen, vielfach 
nicht in erster Linie finanzieller Na-
tur sind. Zahlreiche Museen in 
Deutschland führen bereits jetzt 
überaus erfolgreiche Veranstaltun-
gen und Programme zur Kulturver-
mittlung auch an bildungsbenach-
teiligte Menschen sowie zur Ge-
winnung zusätzlicher Besucher 
durch. Am erfolgversprechendsten 
ist es, Kultureinrichtungen stärker 
als bisher in das Bildungssystem zu 

integrieren. Dadurch könnten be-
reits frühzeitig und systematisch 
die Grundlagen für eine nachhal-
tige Diversifizierung der Besu-
cherstrukturen, eine größere ge-
sellschaftliche Teilhabe und damit 
eine deutlich breitere kulturelle 
Bildung geschaffen werden. 
 

Kulturlandschaften erhalten 
 
Landschaft ist ein Kulturgut, da sich 
darin zum Teil historisches Erbe be-
findet und es zugleich identitäts-
prägend für die Unverwechselbar-
keit der Kommunen und Regionen 
ist. Der Wandel der Kulturland-
schaften hat sich in den letzten 
Jahrzehnten allerdings enorm be-
schleunigt, begleitet von einer dra-
matischen Zunahme der bebauten 
und versiegelten Flächen. Um den 
Menschen die Bedeutung der Kul-
turlandschaft nahe zu bringen, ist 
eine konzertierte Bildungsarbeit 
über Kulturlandschaft und Heimat 
von eminenter Bedeutung. Träger, 
Partner und Ausführende sind ne-
ben den Kommunen u.a. Schulen, 
Volkshochschulen, Heimatpfleger, 
die Landwirtschaft, der Natur-
schutz, die Denkmalpflege, die 
Wasser- und Forstwirtschaft und 
auch Wander- und Touristenver-
eine. Städte und Gemeinden müs-
sen beachten, dass auch Friedhöfe 
zu den Kulturlandschaften gehört.  
 

Kulturwirtschaft und  
Kulturtourismus  

wichtige Standortfaktoren 
 
Die Kulturwirtschaft in Deutsch-
land hat sich auch unter dem Be-
griff der Kreativwirtschaft zu einem 
wichtigen Wirtschaftsbereich ent-

wickelt. Selbständige Künstler*in-
nen und private Kultureinrichtun-
gen sind Teil der kommunalen Kul-
turszene. Viele kulturwirtschaftli-
che Aktivitäten sind nicht standort-
bezogen, d.h. sie können sowohl in 
der Stadt wie auch auf dem Lande 
angesiedelt werden. Dies gilt ins-
besondere für die verschiedenen 
Spielarten der Medienkultur, die 
eine zunehmende Bedeutung ge-
winnen.  
 
Der Tourismus in Deutschland 
wächst nicht zuletzt aufgrund der 
zunehmenden Freizeitmöglichkei-
ten der Menschen stetig. Der Kul-
turtourismus mit dem Erleben der 
regionalen Kultur sollte noch stär-
ker genutzt werden. Viele dieser 
Kulturstätten liegen im ländlichen 
Raum, z.B. Krimiland Eifel, die Kop-
pelschleuse in Meppen, die kultu-
relle Landpartie im Wendland oder 
das Kulturprojekt VIA Erlebnisraum 
Römerstraße des Landschaftsver-
bandes Rheinland.  
 
Nimmt man Kulturwirtschaft und 
Kulturtourismus als Teile der Wirt-
schaftsförderung ernst, sollten vor 
Ort strategische Netzwerke ge-
gründet werden, die sich aus Kul-
turanbietern und anderen Akteu-
ren, z. B. der Kommunalverwaltung 
(Tourismusbüro), Hotellerie, Gast-
ronomie oder Einzelhandel zusam-
mensetzen könnten. Städte und 
Gemeinden sind gut beraten, Rah-
menbedingungen für das Zusam-
menwirken von Wirtschaft und 
Kultur vor Ort zu schaffen. 
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